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K l e i n e  A n f r a g e

des Abgeordneten Ramelow (DIE LINKE) 

und

A n t w o r t

der Thüringer Staatskanzlei 

Fördermittel des Landes für das "Institut für neue soziale Antworten"?

Die Kleine Anfrage 608 vom 27. Mai 2010 hat folgenden Wortlaut:

Die Thüringer Landesregierung setzte sich in der Vergangenheit in der öffentlichen Diskussion für die Ein-
führung eines so genannten "Bürgergeldes" ein. Das "Institut für neue soziale Antworten" (INSA) gehört zu 
den Befürwortern dieses Konzeptes.
Das INSA finanziert sich nach eigenen Angaben durch Spenden, Stiftungen und sonstige Erträge, darunter 
auch Fördermittel der öffentlichen Hand.

Ich frage die Landesregierung:

1.	 Für welche Zwecke hat das INSA gegebenfalls in welcher Höhe und zu welchem Zeitpunkt einen Antrag 
auf finanzielle Förderung gestellt (bitte Einzelaufstellung nach EU, Bund und Land)?

2.	 Wie wurden bisher die nachgefragten Anträge des INSA durch das Land entschieden? Für welche Zwe-
cke hat das INSA gegebenenfalls in welcher Höhe und zu welchem Zeitpunkt finanzielle Mittel des Lan-
des erhalten und auf welcher rechtlichen Grundlage erfolgte die Mittelbewilligung? Mit welcher Begrün-
dung wurden welche Anträge durch das Land abgelehnt?

3.	 Welche sonstigen geschäftlichen oder vertraglichen Verbindungen bestehen Zwischen der Landesre-
gierung und dem INSA? Seit wann bestehen diese Verbindungen? Aus welchen Gründen bestehen ge-
gebenfalls keine Verbindungen mehr?

Der Thüringer Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten und Chef der Staatskanzlei hat die 
Kleine Anfrage namens der Landesregierung mit Schreiben vom 23. Juni 2010 wie folgt beantwortet:

Zu 1.:
An die Landesregierung wurden keinerlei Anträge des Instituts für neue soziale Antworten auf finanzielle 
Förderung gestellt.

Zu 2.:
Auf die Antwort zur Frage 1 wird verwiesen.
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Zu 3.:
Geschäftliche oder vertragliche Verbindungen zwischen der Landesregierung und dem Institut für neue so-
ziale Antworten haben bislang nicht bestanden und bestehen derzeit nicht. 

Dr. Schöning
Minister


